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Antwort

der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Carina Konrad, Fabian Griewel, Pascal
Kober, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
— Drucksache 20/14230 -

Konsequente Starkung des landlichen Raums

Vorbemerkung der Fragesteller

Am 13. November 2024 stellte die Bundesregierung den Vierten Bericht zur
Entwicklung léndlicher Rdume vor (www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilu
ngen/DE/2024/129-4-bericht-le.html). Léndliche Rdume seien in Deutschland
von grofler Bedeutung: 90 Prozent der Fliche Deutschlands sind landlich ge-
pragt, und die Hailfte der Bevolkerung ist dort beheimatet. Nach Ansicht der
Fragesteller sind die Herstellung gleichwertiger Lebensverhéltnisse sowie die
konsequente Stirkung des lédndlichen Raums zentrale Ziele der Raumentwick-
lungspolitik.

Vorbemerkung der Bundesregierung

Die Bundesregierung hat den Vierten Bericht zur Entwicklung landlicher Rau-
me am 13. November 2024 im Kabinett beschlossen. Die Politik fiir die ldnd-
lichen Rédume diente zwei iibergeordneten Zielen, zum einen einer dkologisch,
okonomisch und sozial nachhaltigen Entwicklung, zum anderen der Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhéltnisse (Kapitel C). Der Ausschuss fiir Ernéh-
rung und Landwirtschaft im Deutschen Bundestag hat sich bereits am 4. De-
zember 2024 mit dem Bericht befasst. ,Im Landwirtschaftsausschuss herrschte
die Meinung bei allen Fraktionen und Gruppen vor, dass die ldndlichen Rdume
in Deutschland weiter gestirkt werden miissten. [...] Die Abgeordneten der
Fraktionen von SPD, Biindnis 90/Die Griinen und FDP wiesen die Kritik [Ver-
sprechungen nicht eingehalten und wahrend der Regierungszeit der Ampel zu
wenig umgesetzt zu haben] zuriick. Es sei auch der erfolgreichen Arbeit der
Bundesregierung zu verdanken, dass der landliche Raum vor allem fiir jiingere
Menschen und Familien attraktiver geworden sei.” (www.bundestag.de/presse/
hib/kurzmeldungen-1032822).

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums fiir Erndhrung und Landwirtschaft
vom 2. Januar 2025 tibermittelt.

Die Drucksache enthdlt zusdtzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext.


https://www.bmel.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2024/129-4-bericht-le.html
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-1032822
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1. Welche spezifischen Maflnahmen hat das Bundesministerium fiir Erndh-
rung und Landwirtschaft (BMEL) in seiner Federfithrung ergriffen, um
den léndlichen Raum zu stirken und die gleichwertigen Lebensverhalt-
nisse zu fordern?

In Deutschland ist die Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbesserung der Agrarstruktur
und des Kiistenschutzes* (GAK) das wichtigste nationale Forderinstrument fiir
eine nachhaltige, leistungsfihige, auf kiinftige Anforderungen ausgerichtete
und wettbewerbsfdhige Land- und Forstwirtschaft, den Hochwasser- und Kiis-
tenschutz sowie fiir vitale landliche Raume. Ein bedeutender Teil der Mittel
flieBt in den GAK-Forderbereich 1 ,Integrierte ldndliche Entwicklung® (ILE).
Dieser ist das wichtigste Forderinstrument des Bundes fiir die landlichen Rau-
me und leistet damit einen wesentlichen Beitrag zur Herstellung gleichwertiger
Lebensverhéltnisse. Das Mafnahmenbiindel umfasst die Dorfentwicklung,
InfrastrukturmaBnahmen und Gestaltung auferhalb des Dorfes, Kleinstunter-
nehmen der Grundversorgung und Einrichtungen fiir lokale Basisdienstleistun-
gen. Den konkreten MaBnahmen vorgelagert werden auch Planungsinstrumente
gefordert, die die strategisch-planerischen Grundlagen fiir die lédndliche Ent-
wicklung schaffen. Hinzu kommt die Férderung eines Regionalmanagements,
insbesondere zur Umsetzung von Entwicklungskonzepten. Zudem wird die
Umsetzung von Kleinprojekten der Menschen vor Ort mit dem Regionalbudget
unterstiitzt, das seit diesem Jahr unbefristet im GAK-Rahmenplan fiir eine Um-
setzung durch die Lénder zur Verfiigung steht.

Zusitzlich leistet das BMEL auch iiber das Bundesprogramm Léndliche Ent-
wicklung und Regionale Wertschopfung (BULEplus) einen Beitrag zur Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhéltnisse in ganz Deutschland. Herausragende
Ideen und zukunftsweisende Losungen fiir Herausforderungen in léndlichen
Regionen werden erprobt, unterstiitzt, systematisch ausgewertet und die Er-
kenntnisse daraus bekannt gemacht. Ziel des BULEplus ist es, bundesweit Im-
pulse fiir die ldndliche Entwicklung zu geben und iiber praxisnahes, fiir alle
relevanten Ebenen zielgruppengerecht aufbereitetes Wissen nachhaltige Wir-
kungen zu erreichen. Erkenntnisse aus dem BULEplus flieen in die weitere
Politikgestaltung ein und dienen der Optimierung der Regelfoérderinstrumente.

Ergénzend wird auf die EU-Forderung der landlichen Entwicklung hingewie-
sen. Naheres zur Forderung der landlichen Entwicklung durch das BMEL fin-
det sich im Vierten Bericht der Bundesregierung zur Entwicklung der ldnd-
lichen Rédume, Kapitel E.4.2 (Bundestagsdrucksache 20/13790).

2. Welche nichtmonetdren Mainahmen hat die Bundesregierung umgesetzt,
um den ldndlichen Raum zu stirken und die Herstellung gleichwertiger
Lebensverhiltnisse voranzutreiben?

Es wird auf den Vierten Bericht der Bundesregierung zur Entwicklung der
landlichen Réume, Kapitel D und E, verwiesen, in denen ausfiihrlich {iber die
Breite der MaBnahmen der Bundesregierung in den verschiedenen Schwer-
punkten und Handlungsfeldern berichtet wird. Des Weiteren enthélt der Gleich-
wertigkeitsbericht 2024 der Bundesregierung, Kapitel V.B, (Bundestagsdruck-
sache 20/12270) MaBinahmen zur Stirkung gleichwertiger Lebensverhéltnisse
jenseits des Gesamtdeutschen Fordersystems fiir strukturschwache Regionen
(GFS). Eine besondere Rolle spielt dabei der im Jahr 2019 eingefiihrte Gleich-
wertigkeits-Check (GL-Check) bei der Bundesgesetzgebung, dessen Leitfaden
unter www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/them
en/heimat-integration/gleichwertige-lebensverhaeltnisse/gleichwertigkeits-chec
k.pdf entnommen werden kann. Durch diesen wird insgesamt ein stéirkerer
Fokus auf gleichwertige Lebensverhiltnisse auch in ldndlichen Rdumen gelegt.


https://dserver.bundestag.de/btd/20/137/2013790.pdf
http://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/themen/heimat-integration/gleichwertige-lebensverhaeltnisse/gleichwertigkeits-check.pdf
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Das Priifergebnis des GL-Checks wird in Féllen von Auswirkungen im Gesetz-
entwurf und dort im Allgemeinen Teil der Begriindung grundsitzlich unter
VL. 6. Weitere Gesetzesfolgen* abgebildet und kurz erldutert.

3. Welche konkreten Pléne verfolgt die Bundesregierung zur weiteren Stei-
gerung der wirtschaftlichen Resilienz in 1dndlichen Raumen?

Die Bundesregierung setzt durch vielféltige Ansétze Impulse, um die regionale
Wirtschaft in 14ndlichen Radumen Deutschlands zu unterstiitzen. Umfangreiche
Informationen zu den Maflnahmen des Bundes zur Unterstiitzung landlicher
Wirtschafts- und Innovationsrdume finden sich im Vierten Bericht der Bundes-
regierung zur Entwicklung der ldndlichen Raume, Kapitel E 2.

Das im Jahr 2020 eingerichtete ,,Gesamtdeutsche Fordersystem fiir struktur-
schwache Regionen™ (GFS) biindelt Programme des Bundes bezichungsweise
des Bundes und der Lénder im Bereich der Regionalforderung unter einem ge-
meinsamen Dach. Der Gleichwertigkeitsbericht 2024 der Bundesregierung gibt
u. a. Aufschluss iiber die regionale Verteilung der Mittel der Programme im
GFS.

Ein zentrales Instrument ist die Bund-Lénder-Gemeinschaftsaufgabe ,,Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur (GRW). Aus Mitteln der GRW wur-
den in den letzten zehn Jahren (2014 bis 2023) rund 9 Mrd. Euro fiir Vorhaben
in strukturschwachen ldndlichen Radumen bereitgestellt und so Investitionen im
Umfang von mehr als 40 Mrd. Euro angesto3en. Mit der umfassenden GRW-
Reform 2022 verfolgen Bund und Lénder mit diesem Programm drei nebenei-
nanderstehende Hauptziele in den strukturschwachen Fordergebieten:

1. Standortnachteile ausgleichen,
2. Beschiftigung schaffen und sichern, Wachstum und Wohlstand erhéhen und

3. Transformationsprozesse hin zu einer klimaneutralen und nachhaltigen
Wirtschaft beschleunigen.

Umfassende Informationen zur GRW sind unter dem Link www.bmwk.de/Red
aktion/DE/Dossier/gemeinschaftsaufgabe-verbesserung-der-regionalen-wirtsch
aftsstruktur.html einsehbar.

Dariiber hinaus fokussiert sich die GAK im Forderbereich 1 ,,JLE* auf den Er-
halt von Versorgungsstrukturen in landlichen Regionen und damit auf die Rah-
menbedingungen fiir attraktive ldndliche Regionen. Seitens der Lander konnen
Forderoptionen fiir Kleinstunternehmen und Einrichtungen fiir lokale Basis-
dienstleistungen angeboten werden.

4. Welche Maflnahmen hat das BMEL ergriffen, um die Fachkréftesiche-
rung im ldndlichen Raum zu fordern und somit mittelstdndischen Unter-
nehmen sowie Handwerksbetrieben eine langfristig stabile wirtschaftli-
che Grundlage zu gewihrleisten?

5. Wie plant das BMEL, Fachkrifte gezielt fiir die Starkung ldndlicher Rau-
me zu gewinnen und deren Integration durch maBgeschneiderte Pro-
gramme zu fordern?

Die Fragen 4 und 5 werden gemeinsam beantwortet.

Die Fachkriftestrategie der Bundesregierung vom Herbst 2022 bildet mit ihren
fiinf Handlungsfeldern

1) zeitgemilBe Ausbildung,


https://www.bmwk.de/Redaktion/DE/Dossier/gemeinschaftsaufgabe-verbesserung-der-regionalen-wirtschaftsstruktur.html
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2) gezielte Weiterbildung,

3) Erhohung der Erwerbsbeteiligung,

4) bessere Arbeitsqualitit und Arbeitskultur sowie
5) moderne Einwanderungspolitik

die Grundlage fiir alle Aktivitdten der Bundesregierung im Zusammenhang mit
der Fachkriftesicherung.

Zu verbesserten Rahmenbedingungen fiir die Fachkréftesicherung in ldndlichen
Réumen tragen die MaBnahmen zur Forderung der lédndlichen Entwicklung
iiber den Einzelplan 10 des BMEL bei. Hierzu wird auf die Antwort zu Frage 1
verwiesen.

Uber die Fachkriftesicherung im Zusammenhang mit der Entwicklung lind-
licher Rdume wird im Vierten Bericht der Bundesregierung zur Entwicklung
der landlichen Réume, Kapitel E.2.1, berichtet. In diesem Bericht wird unter
anderem auch auf die o. g. Fachkréiftestrategie der Bundesregierung, die Unter-
stiitzung von kleinen und mittleren Unternehmen (zum Beispiel Kompetenz-
zentrum Fachkréftesicherung) sowie die Integration von Gefliichteten und aus-
landischen Fachkriften (zum Beispiel Forderprogramm ,,Passgenaue Besetzung
und Willkommenslotsen®) eingegangen.

6. Welche Bevolkerungsentwicklungen prognostiziert die Bundesregierung
fir Gemeinden und Stiddte unterschiedlicher Grofenordnungen (unter
10 000 Einwohner, 10 000 bis 50 000 Einwohner, 50 000 bis 100 000
Einwohner, tiber 100 000 Einwohner) bis zum Jahr 20507

Das Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) hat nach der
Veroffentlichung der Ergebnisse des Zensus 2022 seine regionale Bevolke-
rungsprognose fiir das Jahr 2045 neu berechnet und am 5. Dezember 2024
seine aktualisierte Bevolkerungsprognose 2045 vorgelegt, die unter https://table
au.bsh.de/t/bbr/views/Raumordnungsprognose2045/Titel?%3 Aembed=y&%3 A
isGuestRedirectFromVizportal=y eingesehen werden kann. Sie bezieht sich auf
die kreisfreien Stidte und Landkreise sowie verschiedene Raumgliederungen.
Eine Bevolkerungsprognose bis zum Jahr 2050 fiir die erfragten GroBenord-
nungen von Gemeinden und Stédten liegt der Bundesregierung nicht vor.

7. Gibt es spezifische Pline der Bundesregierung, um die demografische
Entwicklung im Ehrenamt anzugehen und eine nachhaltige und resiliente
Ehrenamtsstruktur zu gewihrleisten?

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und des Wandels im Enga-
gement stehen zivilgesellschaftliche Organisationen vor der Herausforderung,
Engagierte zu gewinnen und léngerfristig zu binden. Der Bundesregierung ist
es daher ein Anliegen, Engagementmoglichkeiten noch sichtbarer zu machen
und Engagierte durch Beratung, Qualifizierungs- und Vernetzungsangebote in
ihrem Engagement noch besser zu unterstiitzen. In diesem Zusammenhang
sieht es die Bundesregierung auch als ihre Aufgabe an, die hohe Bedeutung
freiwilligen Engagements fiir das demokratische, soziale und lebendige Ge-
meinwesen noch sichtbarer zu machen und freiwilliges Engagement anzuerken-
nen und zu wiirdigen. Der Bundesregierung ist es daher ein zentrales Anliegen,
einen Beitrag zur Verbesserung der bestehenden Anerkennungskultur — ideell
und materiell — zu leisten, der der Vielgestaltigkeit des Engagements gerecht
wird und dabei sowohl traditionelle als auch neue oder bisher weniger bekannte
Formen des Engagements miteinbezieht. Um die Entfaltung freiwilligen Enga-


https://tableau.bsh.de/t/bbr/views/Raumordnungsprognose2045/Titel?%3Aembed=y&%3AisGuestRedirectFromVizportal=y
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gements zu unterstiitzen, ist es aus Sicht der Bundesregierung von grof3er Be-
deutung, die rechtlichen Rahmenbedingungen fiir Engagement zu verbessern
und die besonderen Belange freiwilligen Engagements frithzeitig und stetig zu
berticksichtigen. Hindernissen und Verunsicherungen im Alltag der Engagier-
ten mochte die Bundesregierung durch engagementfreundliche Gestaltung von
Verwaltungsanforderungen begegnen, sowohl durch den Abbau biirokratischer
Hiirden als auch durch die unterstiitzende Begleitung und Beratung freiwillig
Engagierter bei der Bewiltigung administrativer Anforderungen. Forderbedin-
gungen und -verfahren sollen moglichst engagementfreundlich gestaltet und
neue Forderansitze erprobt werden. Im Ubrigen konnen die Ausfiihrungen zu
den strukturellen Herausforderungen fiir freiwilliges Engagement in der Enga-
gementstrategie des Bundes, Kapitel 6.3, unter www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/p
ublikationen/engagementstrategie-des-bundes-251454 eingesehen werden.

8. Welche konkreten MaBinahmen hat das BMEL ergriffen, um ehrenamtli-
che Strukturen zu stérken, die gesellschaftliche und wirtschaftliche Stabi-
litdt im ldndlichen Raum sichern?

Dem ehrenamtlichen Engagement kommt fiir die Sicherung gleichwertiger Le-
bensverhiltnisse in ldndlichen Rdumen eine grofle Bedeutung zu.

Ein wesentliches Instrument des Bundes zur Starkung ehrenamtlicher Struktu-
ren in ldndlichen Rdumen ist die Deutsche Stiftung fiir Engagement und Ehren-
amt (DSEE), deren gesetzlicher Auftrag die Stirkung und Forderung des biir-
gerschaftlichen Engagements und des Ehrenamts, insbesondere in struktur-
schwachen und landlichen Rdumen, ist.

Das BMEL finanziert die DSEE paritétisch mit dem Bundesministerium fiir Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend und dem Bundesministerium des Innern
und fiir Heimat mit insgesamt 30 Mio. Euro jahrlich und setzt sich in der Be-
gleitung der Arbeit der Stiftung im Stiftungsrat und dariiber hinaus dafiir ein,
dass die Aktivititen der DSEE zur Stirkung der Engagements in ldandlichen
Réaumen entsprechend dem gesetzlichen Auftrag weiter priorisiert bleiben. Wie
in der Engagementstrategie des Bundes dargelegt, sollen dazu insbesondere die
Austausch- und Wissenstransferformate ausgebaut, das Service- und Bera-
tungsangebot weiterentwickelt und auch die Zusammenarbeit zwischen Bund,
Landern, Kommunen, Wirtschaft und der Zivilgesellschaft weiter verbessert
und gestérkt werden.

Mit dem BULEplus fordert das BMEL modellhafte Ansétze, um zu gleichwer-
tigen Lebensverhiltnissen in Stadt und Land beizutragen. Themen waren und
sind unter anderem die Gestaltung sozialer Orte, regionale Wertschdpfung, Da-
seinsvorsorge, Mobilitit, digitale Transformation, Ehrenamt und biirgerschaftli-
ches Engagement, Kultur und verstirkt auch die Transformation hin zu mehr
Klimaschutz und einer Energiewende. Unabhingig von der Themensetzung
werden zahlreiche Projekte dabei unter mafigeblicher Mitwirkung von ehren-
amtlichen Akteurinnen und Akteuren umgesetzt und stirken somit zugleich En-
gagementstrukturen, Teilhabe und gesellschaftlichen Zusammenhalt.


https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/engagementstrategie-des-bundes-251454
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9. Wie bewertet die Bundesregierung den Unterschied in der Wertschop-
fung pro Einwohner zwischen stédtischen und landlichen Rdumen, wobei
im stiadtischen Raum laut dem Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) die Wertschopfung um 12 000 Euro hoher liegt (sieche
shop.freiheit.org/#!/Publikation/1446, S. 11)?

Die in der zitierten Publikation ausgewiesenen Daten (BBSR, 2023) beziehen
sich auf die Ergebnisse der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen fiir das
Jahr 2020. Aktuell liegen die Ergebnisse flir das Jahr 2022 vor, auf die an dieser
Stelle Bezug genommen wird.

Im Jahr 2022 betrug die Differenz des Bruttoinlandsprodukts (BIP) je Einwoh-
ner zwischen léndlichen und stddtischen R&umen rund 13 300 Euro bezie-
hungsweise 26,4 Prozent. Gemél} der Typisierung ldndlicher Rdume des Thii-
nen-Instituts (TI) auf Basis von Kreisregionen belief sich die Differenz des BIP
je Einwohner zwischen lédndlichen und nicht-l&ndlichen Raumen sogar auf rund
19 100 Euro beziehungsweise 33,4 Prozent. Auf die nachfolgende Tabelle 1
wird verwiesen. Die Aussagekraft der Daten kann durch die Nutzung eines Ein-
zeljahres eingeschrinkt sein, etwa aufgrund temporérer beziehungsweise kon-
junktureller Sondereffekte. Bei der Auswertung und Interpretation der Wirt-
schaftsindikatoren ist insbesondere fiir die Jahre 2020/2021 der Einbruch auf-
grund der Corona-Pandemie zu beachten. Langere Zeitreihen und teilrdumliche
Differenzierungen sind zum Beispiel dem Thiinen-Landatlas unter https://atlas.t
huenen.de/atlanten/landatlas zu entnehmen.

Die beobachtbaren regionalen Disparititen sind ohne weitere Kontextinformati-
onen einer fachlichen und politischen Bewertung nicht zuginglich. Regionale
Unterschiede im BIP je Einwohner kénnen etwa auf die Verteilung der Wohn-
und Arbeitsstandorte, demografische Entwicklungen (Altersstruktur, Binnen-
und AuBlenwanderungen), Arbeitsvolumen und Qualifikationsniveau, die Bran-
chen-, Sektoral- und BetriebsgroBenstruktur oder das regionale Preisniveau zu-
riickzufiihren sein. So ist beispielsweise im Jahr 2022 der Beschéftigtenanteil
von Grofbetrieben in lidndlichen Regionen um etwa ein Drittel geringer
(25 Prozent vs. 38 Prozent) als in nicht-landlichen Regionen. Die Verwendung
des Indikators ,,BIP je Einwohner* hat zum Beispiel zur Folge, dass die Wert-
schopfung der Beschéftigten mit Arbeitsort im stiadtischen Raum, deren Wohn-
ort jedoch im landlichen Raum liegt, allein dem stddtischen Raum zugeordnet
wird. Dieser Effekt schligt sich besonders ausgepridgt bei groflen Standorten
der Industrieunternehmen der Automobilbranche (zum Beispiel Wolfsburg und
Ingolstadt) oder der Chemie- und Pharmabranche (Ludwigshafen, Leverkusen)
nieder. Unterschiede zwischen stédtischen und ldndlichen Rdumen werden so
iiberzeichnet. Schlussfolgerungen zum regionalen Wohlstandsniveau lassen
sich daraus nicht unmittelbar ableiten. Die Auspriagung der beobachtbaren Dis-
parititen ist neben dem gewéhlten inhaltlichen Indikator auch von der rdumli-
chen und zeitlichen Bezugsgrofle abhingig.

Als MaB fiir die Arbeitsproduktivitit hat sich das BIP je Erwerbstétigen bezie-
hungsweise je Erwerbstitigenstunde etabliert. Damit wird unter anderem be-
riicksichtigt, dass der Teilzeitanteil regional variiert und insbesondere in West-
deutschland im Zeitverlauf gestiegen ist. Bei Verwendung dieser Bezugsgrofie
halbieren sich die Unterschiede der Wirtschaftsleistung zwischen lédndlichen
und stidtischen Raumen auf 12,3 beziehungsweise 12,4 Prozent. Der durch-
schnittliche Produktivititszuwachs war in den ldndlichen Rdumen in den Jahren
2019 bis 2022 gemil Thiinen-Typologie zudem mehr als dreimal so hoch wie
in den urbanen Rédumen (real +3,9 Prozent bezichungsweise +1,1 Prozent). Der
Anteil der arbeitslosen Erwerbspersonen ist in ldndlichen Regionen seit min-
destens dem Jahr 2005 niedriger als in den urbanen Regionen. Im Jahr 2023 lag
die Arbeitslosenquote in ldndlichen Rdumen im Mittel bei unter 5 Prozent, in
urbanen Regionen bei 7 Prozent. Die kiinftige (regional-)wirtschaftliche Ent-


https://shop.freiheit.org/
https://atlas.thuenen.de/atlanten/landatlas
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wicklung hingt unter anderem von der Fachkréfteverfiigbarkeit ab. Ein Riick-
gang der Bruttowertschopfung ist im Zeitraum 2019 bis 2022 unter anderem in
Regionen Baden-Wiirttembergs, Siidniedersachsens und des Saarlands zu be-
obachten. Zuwichse zeigen sich hingegen vor allem in Teilen Schleswig-Hol-
steins, Mecklenburg-Vorpommerns, Brandenburgs, Bayerns und im noérdlichen
Niedersachsen (vgl. www.thuenen.de/media/institute/wi/Fotos und Grafiken/Z
ahlen und Fakten/ZuF 3 2024 final.pdf).

Die regionale Wertschopfung verbleibt nicht allein am Entstehungsort, sondern
wird unter anderem durch das Steuer- und Transfersystem sowie Finanzaus-
gleichsmechanismen verteilt. Das verfiigbare Einkommen je Einwohner bietet
umfassendere Informationen zum regionalen Wohlstand, da es wie die Einwoh-
nerzahl am Wohnort der Personen gemessen wird und den Betrag widerspie-
gelt, der den privaten Haushalten durchschnittlich tatsédchlich fiir Konsum und
Sparen verbleibt. Hinsichtlich des verfiigbaren Einkommens sind die Unter-
schiede zwischen beiden Raumkategorien nahezu nivelliert (-2,1 Prozent). In
Abgrenzung der Thiinen-Typologie wiesen ldndliche Ridume im Jahr 2022 im
Durchschnitt sogar ein geringfiigig hoheres verfligbares Pro-Kopf-Einkommen
auf als nicht-ldndliche Raume (0,8 Prozent). In eine néhere Betrachtung wiren
zudem — sofern moglich — regionale Preisunterschiede, insbesondere Wohn-
und Energiekosten, einzubeziehen. Wohnorte in ldndlichen Rdumen sind im
Regelfall mit hoheren Mobilitdtskosten verbunden, was sich neben langeren
Pendeldistanzen (44 km/Tag in ldndlichen Rdumen, 37 km/Tag in Metropolen)
auch in der Pkw-Besitzquote (600 Pkw/1 000 Einwohner in ldndlichen Ré&u-
men, 380 Pkw/1 000 Einwohner in Metropolen) widerspiegelt (abrufbar unter
www.mobilitaet-in-deutschland.de/archive/pdf/MiD2017 Ergebnisbericht.pdf).

Tabelle 1: Bruttoinlandsprodukt und verfiigbares Einkommen in rdumlicher
Differenzierung (2022)

Raumkategorie Bruttoinlandsprodukt (2022) verfiighares Einkommen
in Euro in Euro je Er- in Euro je Er- Euro je Einwohner
je Einwohner | werbstiitigen | werbstitigenstunde

landlich (BBSR) 37 140 77 247 57,3 25 458
stadtisch (BBSR) 50 489 88 045 65,4 26 002
Differenz landlich/ -26,4 % -12,3 % -12,4 % 2,1%
stadtisch

landlich (TI) 38 009 78 349 58,3 25923
nicht-landlich (TI) 57 084 91 856 68,0 25707
Differenz landlich/ -334 % -14,7 % -14,2 % 0,8 %
nicht-landlich

Deutschland insg. 46 264 85025 63,1 25 830

Quelle: Thiinen-Institut, Datenbasis: VGRdL, Statistisches Bundesamt, Statistische Amter der Lander (2024).

Die ausgeprigte regionale Heterogenitit auf Kreisebene (400 Gebietskorper-
schaften) und Gemeindeebene (rund 10 700 Gebietskdrperschaften) wird durch
die Verwendung von nur zwei Raumkategorien nicht adéquat abgebildet. Oko-
nomische Disparitdten lassen sich insbesondere zwischen regionalwirtschaft-
lich strukturschwachen und strukturstarken Gebietskorperschaften beobachten;
so differenziert beispielsweise die Thiinen-Typologie zusétzlich nach soziodko-
nomischer Lage der Teilrdume.

Umfassendere Einschidtzungen zu den verschiedenen Dimensionen und Auspré-
gungen regionaler Disparitdten finden sich insbesondere in folgenden Publika-
tionen der Bundesregierung;:


https://www.thuenen.de/media/institute/wi/Fotos_und_Grafiken/Zahlen_und_Fakten/ZuF_3_2024_final.pdf
https://www.mobilitaet-in-deutschland.de/archive/pdf/MiD2017_Ergebnisbericht.pdf
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* Im Vierten Bericht der Bundesregierung zur Entwicklung der ldndlichen
Réume wird in Kapitel E.2.0 differenzierter auf regionale Unterschiede in
der wirtschaftlichen Leistungsfdahigkeit sowie in der Dynamik der wirt-
schaftlichen Entwicklung eingegangen.

* Der Gleichwertigkeitsbericht 2024 der Bundesregierung verwendet in Kapi-
tel I Tz. 15 ff. den Indikator BIP je Erwerbstitigen am Wohnort.

e Der Jahreswirtschaftsbericht 2024 der Bundesregierung, (Bundestagsdruck-
sache 20/10415) nutzt in Kapitel I.G das Bruttonationaleinkommen je Ein-
wohner und die regionale Einkommensverteilung (verfiigbares Einkommen
privater Haushalte pro Person in den Kreisen) zur Wohlfahrtsmessung.

¢ Im Deutschlandatlas, abrufbar unter www.deutschlandatlas.bund.de/DE/Ser
vice/Kartensuche/kartensuche node.html, werden das BIP je Erwerbstiti-
gen und das verfligbare Einkommen je Einwohner dargestellt.

e Im Thiinen-Landatlas unter https://karten.landatlas.de/ sind die mittleren
Bruttoeinkiinfte (Median) aller Steuerpflichtigen ausgewiesen. Einkiinfte
werden hier auf Grundlage der steuerrechtlichen Einkommensabgrenzung
definiert. Beriicksichtigt werden die Einkommen aus Land- und Forstwirt-
schaft, Gewerbebetrieben, selbststdndiger Arbeit, nichtselbststdndiger Ar-
beit, Kapitalvermdgen, Vermietung und Verpachtung sowie sonstige Ein-
kiinfte; jeweils auf Kreisebene. Der Landatlas zeigt zudem Zeitreihen fiir
die Raumtypen und Karten mit Verdnderungen zu Vergleichsjahren.

10. Welche Griinde gibt es nach Auffassung der Bundesregierung dafiir, dass
die Quote der Schulabginger mit allgemeiner Hochschulreife im Jahr
2023 im stddtischen Raum bei 36,3 Prozent und im ldndlichen Raum le-
diglich bei 25,3 Prozent lag (laut BBSR, siche shop.freiheit.org/#!/Publik
ation/1446, S. 23)?

Der Bundesregierung liegen dazu keine abschlieBenden Erkenntnisse vor, da
das Schulwesen in der Zustdndigkeit der Lander liegt. Das Gutachten ,,Region
und Bildung. Mythos Stadt — Land* des Aktionsrats Bildung aus dem Jahr 2019
(S. 11) kommt zu folgendem Schluss: ,,Eine bildungsbezogene Benachteiligung
landlicher Regionen ldsst sich empirisch valide nicht belegen. Sie ldsst sich
noch nicht daraus ableiten, dass im lindlichen Bereich Ubergangs-, Gymnasial-
und Abiturientenquoten niedriger wéren. Vielmehr werden auf dem Land die
dort zum Teil breiter vorhandenen alternativen Ausbildungs- und Berufsmog-
lichkeiten, zum Beispiel im Handwerk, stirker genutzt. Und: Die elterlichen
Bildungsaspirationen sind trotz gleich groBer Angebotsabdeckung auf dem
Land oftmals geringer ausgeprigt. Im Ubrigen sind die Bildungsunterschiede
innerhalb einer Stadt nicht selten hdher als zwischen Stadt und Land.*

11. Wie bewertet die Bundesregierung die Chancengleichheit in der Bildung
von Kindern im stédtischen und ldndlichen Raum?

Chancengleichheit ist ein hohes Gut und zentrales Prinzip der Bildungspolitik
der Bundesregierung. Gleichwohl kommt das Gutachten ,,Region und Bildung.
Mythos Stadt — Land“ des Aktionsrats Bildung aus dem Jahr 2019 (S. 11) zu
dem Schluss, dass sich eine bildungsbezogene Benachteiligung lédndlicher Re-
gionen empirisch valide nicht belegen ldsst. Eine Beeintrachtigung der Chan-
cengleichheit vollzieht sich nach Bewertung der Bundesregierung entlang ande-
rer Dimensionen; insbesondere ist aus vielen Studien bekannt, dass der Bil-
dungserfolg entscheidend von der sozialen Herkunft beeinflusst wird. Dies hat
auch der Bericht der Gruppe der Autorinnen und Autoren Bildungsberichter-


https://www.deutschlandatlas.bund.de/DE/Service/Kartensuche/kartensuche_node.html
https://karten.landatlas.de/
https://shop.freiheit.org/
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stattung ,,Bildung in Deutschland 2024 erneut gezeigt (www.bildungsberich
t.de/de/bildungsberichte-seit-2006/bildungsbericht-2024, S. 10).

Im Ubrigen weist die Bundesregierung darauf hin, dass die Lénder fiir das
Schulwesen zustindig sind.

12.  Welchen Stellenwert misst die Bundesregierung dem Auto fiir die indivi-
duelle Mobilitdt im landlichen Raum bei?

Der Individualverkehr mit dem Pkw ist im l&dndlichen Raum existenziell. Zu-
sdtzlich braucht es vielfiltige weitere bezahlbare individuelle und 6ffentliche
Mobilitdtsangebote sowie Zugang zu einer gut entwickelten, leistungsfahigen
Verkehrsinfrastruktur. Dadurch werden die Erreichbarkeit und Teilhabe in ldnd-
lichen Riumen und die Anbindung der Regionen gewihrleistet. Einen Uber-
blick iiber die entsprechenden Mafinahmen der Bundesregierung finden sich im
Gleichwertigkeitsbericht 2024 der Bundesregierung sowie im Vierten Bericht
der Bundesregierung zur Entwicklung der landlichen Raume.

13. Wie viele Menschen im lédndlichen Raum werden laut Einschitzung der
Bundesregierung in den Jahren 2030, 2040 und 2050 auf ein eigenes
Kraftfahrzeug angewiesen sein?

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor.

14. Wie viele Kraftfahrzeuge sind nach Kenntnis der Bundesregierung pro
Einwohner in ldndlichen und urbanen Ridumen zugelassen?

a) Wie hoch ist der Anteil der Kraftfahrzeuge mit Verbrennermotoren in
landlichen und urbanen Rdumen?

b) Wie hoch ist der Anteil der Kraftfahrzeuge mit alternativen Antrie-
ben in ldndlichen und urbanen Rdumen?
Die Fragen 14 bis 14b werden gemeinsam beantwortet.

Der Bestand an Kraftfahrzeugen zum 1. Januar 2024 nach Antriebsarten und
Raumtypologie (RegioStaR 2) ist der Tabelle 2 zu entnehmen.

Gemeinden, die nicht mit der Raumtypologie verkniipft werden konnten, sowie
Fahrzeuge von Institutionen sind nicht in der Ubersicht aufgefiihrt. Deshalb
konnen keine einwohnerbezogenen Angaben aufgefiihrt werden.

Tabelle 2: Bestand an Kraftfahrzeugen am 1. Januar 2024 nach Antriebsarten

und Raumtypologie
Raumtypologie Benzin Diesel Gas (einschl. Elektro Hybrid Sonstige
RegioStaR 2 bivalent) (BEV)
Stadtregion 21417 293| 10975286 272 099 1 028 794 2 005 780 11 627
Landregion 14 095 623 9189 082 161 672 524 739 915 825 7 595

Quelle: Kraftfahrt-Bundesamt


https://www.bildungsbericht.de/de/bildungsberichte-seit-2006/bildungsbericht-2024
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15. Wie bewertet die Bundesregierung den Nutzen des Deutschlandtickets
fiir den lédndlichen Raum im Vergleich zum urbanen Raum?

Durch das verbundiibergreifende bundesweit giiltige Nahverkehrsticket
(Deutschlandticket) wird das Tarifsystem des 6ffentlichen Personennahverkehrs
(OPNV) wesentlich vereinfacht und damit die Attraktivitit des OPNV deutlich
erhoht. Dies ist ein Anreiz zur verstirkten Nutzung des OPNV in urbanen und
landlichen Raumen. Das Deutschlandticket entfaltet seine Wirkung im gesam-
ten Bundesgebiet. Nach Angaben des Verbands Deutscher Verkehrsunterneh-
men (Quelle: Evaluation zum Deutschland-Ticket — Bericht zur bundesweiten
Marktforschung — 3. Quartalsbericht 2024 — vom 2. Dezember 2024) wird es
vor allem in Metropolen mit sehr gutem OPNV-Angebot genutzt. Auch Pend-
lerinnen und Pendler zwischen landlichen und urbanen Raumen nutzen das Ti-
cket. In ldndlichen Regionen besitzen etwa 10 Prozent der Bevdlkerung ein
Deutschlandticket.

16. Welche auf Landerebene liegenden Maflnahmen unterstiitzt das BMEL,
um die Handlungsfahigkeit kleinerer Kommunen im ldndlichen Raum zu
stdrken, damit sie ihre lokale Entwicklung eigenstindig gestalten kon-
nen?

Kommunen sind eine wichtige Zielgruppe der MaBnahmen des unter Frage 1
genannten Forderbereichs I ,,ILE“ der GAK. Im Fokus der ILE steht auch die
Stiarkung finanzschwacher Kommunen. Diesen konnen fiir das unter Frage 1
genannte MaBnahmenspektrum der ILE um bis zu 20 Prozentpunkte héhere
Fordersitze gewédhrt werden, sodass deren Eigenanteil auf zehn Prozent be-
grenzt werden kann. Diese Moglichkeit ist befristet bis Ende des Jahres 2025.

Trotz der grundgesetzlichen Finanzverantwortung der Lander fiir ihre Kommu-
nen hat der Bund aktuell und in den vergangenen Jahren zahlreiche MafBinah-
men ergriffen, um die Finanzlage der Kommunen zu stirken und die negativen
Folgewirkungen der auftretenden Krisen abzuddmpfen. Mit welchen Mafinah-
men die Bundesregierung die Kommunen unterstiitzt, um die kommunalen
Haushalte zu entlasten, kann dem Vierten Regierungsbericht zur Entwicklung
landlicher Rdume im Kapitel E 4.1 entnommen werden.

17. Welche Schlussfolgerungen zieht die Bundesregierung aus der Aussage
des Berichts der Zukunftskommission Landwirtschaft aus dem Novem-
ber 2024, dass ,,Jum] die Gleichwertigkeit der Lebensverhéltnisse in den
landlichen Raumen zu erreichen, [...] verstirkte Anstrengungen notwen-
dig* seien und hier ,,vor allem die Lebenssituation der jungen Menschen
in den Blick® genommen werden sollte (www.bmel.de/SharedDocs/Dow
nloads/DE/_Landwirtschaft/zukunft-landwirtschaft-bericht-2024.pdf? b
lob=publicationFile&v=6, S. 11)?

a) Welche Konsequenzen fiir das eigene politische Handeln zieht die
Bundesregierung aus dieser Aussage?

b) Welche Mallnahmen ergreift die Bundesregierung, um die Lebenssi-
tuation von jungen Menschen im léndlichen Raum zu verbessern?

Die Fragen 17 bis 17b werden gemeinsam beantwortet.

Bleibe- und Riickkehrperspektiven fiir junge Menschen sind von entscheiden-
der Bedeutung fiir die Zukunftsfahigkeit und Entwicklung ldndlicher Regionen.
Es ist Aufgabe von Politik, Wirtschaft und Gesellschaft, die Rahmenbedingun-
gen so zu gestalten, dass sich junge Menschen in ldndlichen Regionen entfalten


https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/zukunft-landwirtschaft-bericht-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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konnen. Dazu gehdren attraktive Ausbildungsmdglichkeiten und gute Perspek-
tiven in der Arbeitswelt.

Damit junge Menschen dauerhaft in ldndlichen Riumen bleiben, kommt es zu-
dem darauf an, dass sie sich mit ihrer Region identifizieren und aktiv die ldnd-
liche Gemeinschaft mitgestalten konnen. Deshalb werden bei der Ausgestal-
tung von Mafinahmen die besonderen Lebensumstinde und Bediirfnisse von
jungen Menschen so gut wie moglich beriicksichtigt. Zusétzlich werden mit
dem Jugend-Check die Gesetzesvorhaben der Bundesregierung auf ihre Aus-
wirkungen auf junge Menschen zwischen zwolf und 27 Jahren gepriift.

Die aktive Einbindung junger Menschen in die Gestaltung der Lebensverhélt-
nisse vor Ort stirkt ihre Bindung an landliche Regionen. Hierzu gibt es viele
vorbildhafte Ansdtze auf kommunaler Ebene. Die Bundesregierung hat ressort-
iibergreifend die Jugendbeteiligung in der Politikberatung gestirkt, jugendliche
Interessen bewusst in politische Prozesse eingebunden und in einem breit ange-
legten Dialogprozess zum Nationalen Aktionsplan fiir Kinder- und Jugendbe-
teiligung unter Beteiligung junger Menschen Handlungsempfehlungen zur
Weiterentwicklung der Jugendstrategie der Bundesregierung entwickelt. Die
Jugendbeteiligungsstrategie des BMEL wurde von der Zukunftskommission
Landwirtschaft (ZKL) positiv hervorgehoben und ihre Fortfiihrung empfohlen.
Auf S. 8 des in der Frage zitierten ZKL-Berichts wird verwiesen.

18. Wie bewertet die Bundesregierung die Bedeutung von landwirtschaftli-
cher Produktion sowie der vor- und nachgelagerten Betriebe auf die
Wirtschaftsleistung im landlichen Raum?

Der primére Sektor der Land-, Forstwirtschaft und Fischerei trdgt einen Anteil
von weniger als einem Prozent zur Bruttowertschopfung der deutschen Volks-
wirtschaft bei. Ein geringer Anteil des Primirsektors an Wirtschaftsleistung
und der Zahl der Erwerbstétigen ist jedoch fiir entwickelte Volkswirtschaften
normal. Zusammen mit vor- und nachgelagerten Bereichen liegt der Anteil der
Lebensmittelversorgungskette an der Bruttowertschopfung und an den Er-
werbstitigen jedoch deutlich hoher (Agrarpolitischer Bericht der Bundesregie-
rung 2023, abrufbar unter www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschue
ren/agrarbericht-2023.html, S. 36). Unabhéngig vom Anteil der Bruttowert-
schopfung ist auch zu beriicksichtigen, dass die Landwirtschaft eine elementare
Grundversorgung gewéhrleistet und Erndhrung sichert.

Fiir vitale 1andliche Rédume ist der Beitrag der Land- und Forstwirtschaft zu
Wirtschaft und Beschéftigung weiterhin von Bedeutung. Dariiber hinaus erbrin-
gen Land- und Forstwirtschaft neben der Erzeugung von Lebensmitteln wichti-
ge Leistungen unter anderem fiir die Pflege und Erhaltung der Kulturlandschaft
und der Biodiversitit sowie zunehmend auch in der Erzeugung von erneuerba-
ren Energien.


https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/agrarbericht-2023.html

Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co. KG, Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstrafie 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 KélIn, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.bundesanzeiger-verlag.de
ISSN 0722-8333



	Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Carina Konrad, Fabian Griewel, Pascal Kober, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP – Drucksache 20/14230 –
	Konsequente Stärkung des ländlichen Raums
	Vorbemerkung der Fragesteller
	Vorbemerkung der Bundesregierung



